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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

Spruch

S22 419.009-1/2011-5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des XXXX, StA. China,
gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 18.04.2011, ZI. 11 02.589-EAST-Ost, zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des romisch 40, StA. China,
gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 18.04.2011, ZI. 11 02.589-EAST-Ost, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gem. 8 5 Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF. als unbegrindet abgewiesen.Die
Beschwerde wird gem. Paragraph 5, Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) idgF.
als unbegrindet abgewiesen.

Gem. 8 41 Abs. 6 Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF wird festgestellt, dass die vom Bundesasylamt
verflgte Ausweisung gem. 10 AsylG 2005 zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaRig war.Gem. Paragraph 41, Absatz 6,
Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) idgF wird festgestellt, dass die vom
Bundesasylamt verflgte Ausweisung gem. 10 AsylG 2005 zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaRig war.
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Entscheidungsgrinde:

I.1.1. Der Beschwerdefuhrer (BF) reiste am 03.03.2011 in das 6sterreichische Bundesgebiet ein und brachte am selben
Tag einen Antrag auf internationalen Schutz gemdR & 2 Abs. 1 Ziffer 13 AsylG ein.rdmisch eins.1.1. Der
Beschwerdefihrer (BF) reiste am 03.03.2011 in das Osterreichische Bundesgebiet ein und brachte am selben Tag einen
Antrag auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13 AsylG ein.

I.1.2. Er gab dabei im Zuge der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes im Wesentlichen an,
dass er seine Heimat Anfang Marz 2009 verlassen habe und mit verschiedenen Fortbewegungsmitteln am 02.06.2010
in der Slowakei eingetroffen sei. In der Slowakei habe er einen Asylantrag gestellt (AS 19). Er wolle nicht in die Slowakei
zurlck, da er dort keinen Dolmetscher bekommen habe und er sich nicht gut ausdricken kénne, was er sagen mochte
(AS 23).rémisch eins.1.2. Er gab dabei im Zuge der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes im
Wesentlichen an, dass er seine Heimat Anfang Marz 2009 verlassen habe und mit verschiedenen
Fortbewegungsmitteln am 02.06.2010 in der Slowakei eingetroffen sei. In der Slowakei habe er einen Asylantrag
gestellt (AS 19). Er wolle nicht in die Slowakei zurtck, da er dort keinen Dolmetscher bekommen habe und er sich nicht

gut ausdricken kénne, was er sagen mochte (AS 23).

Aus seiner Heimat sei er ausgereist, weil er am 05.04.2008 gegen die chinesische Besatzung demonstriert habe, wobei
es auch Tote gegeben hatte. Einige Tage spater sei er verhaftet und dabei geschlagen worden. Bei seiner Entlassung
sei er zur Bekanntgabe der Namen der Organisatoren der Demonstration aufgefordert worden, worauf er geflichtet
sei (AS 21).

1.1.3. Der BF wurde am 02.06.2010 in Humene (Slowakei) erkennungsdienstlich behandelt und hat am selben Tag einen
Asylantrag eingebracht (AS 5).rémisch eins.1.3. Der BF wurde am 02.06.2010 in Humene (Slowakei)
erkennungsdienstlich behandelt und hat am selben Tag einen Asylantrag eingebracht (AS 5).

[.1.4. Am 18.03.2011 Ubermittelte das Bundesasylamt (BAA) an die Slowakei bezlglich des Beschwerdefiihrers ein
Wiederaufnahmegesuch gem. Art 16 Abs 1 lit ¢ der Dublin II-VO, mit dem Hinweis, dass laut Angaben des BF sich dieser
vom 02.06.2010 bis 17.03.2011 in der Slowakei aufgehalten und dort auch einen Asylantrag gestellt (AS 33).rémisch
eins.1.4. Am 18.03.2011 Ubermittelte das Bundesasylamt (BAA) an die Slowakei bezuglich des Beschwerdefuhrers ein
Wiederaufnahmegesuch gem. Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, der Dublin II-VO, mit dem Hinweis, dass laut Angaben
des BF sich dieser vom 02.06.2010 bis 17.03.2011 in der Slowakei aufgehalten und dort auch einen Asylantrag gestellt
(AS 33).

1.1.5. Laut Aktenvermerk vom 08.03.2011 war die Ubermittlung der Mitteilung gem.§ 29 AsylG durch den zur
Entscheidung berufenen Organwalter nicht moglich, weshalb dies von einen anderen Referenten wahrgenommen
wurde (AS 39).rémisch eins.1.5. Laut Aktenvermerk vom 08.03.2011 war die Ubermittlung der Mitteilung gem.
Paragraph 29, AsylG durch den zur Entscheidung berufenen Organwalter nicht mdglich, weshalb dies von einen
anderen Referenten wahrgenommen wurde (AS 39).

1.1.6. Am 23.03.2011 wurde dem Beschwerdefluhrer gemal38 29 Abs 3 AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt
beabsichtige, seinen Antrag zurlickzuweisen da seit 18.03.2011 Dublin-Konsultationen mit der Slowakei gefihrt werden
und durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte (AS 41).rémisch eins.1.6.
Am 23.03.2011 wurde dem BeschwerdeflUhrer gemaR Paragraph 29, Absatz 3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass das
Bundesasylamt beabsichtige, seinen Antrag zurlickzuweisen da seit 18.03.2011 Dublin-Konsultationen mit der Slowakei
gefiihrt werden und durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte (AS 41).

I.1.7. Mit Schreiben vom 01.04.2011 erklarte die Slowakei ihre Zustandigkeit zur Fihrung des Asylverfahrens und
Aufnahme des Beschwerdeflihrers gemaR Artikel 16/1/c Dublin Il VO (AS 59).rémisch eins.1.7. Mit Schreiben vom
01.04.2011 erklarte die Slowakei ihre Zustandigkeit zur FlUhrung des Asylverfahrens und Aufnahme des
Beschwerdefiihrers gemaR Artikel 16/1/c Dublin romisch zwei VO (AS 59).

1.1.8. Am 18.04.2011 wurde der BF im Beisein eines Rechtsberaters von einem Organwalter des BAA einvernommen
und brachte dabei im Wesentlichen vor, dass sich in der Slowakei niemand um ihn gekimmert habe und die Slowakei
Uber keine guten Ubersetzer verfiigen wiirde. Er habe einmal ein negatives Papier bekommen, doch sei sein
Asylverfahren noch offen. Obwohl er die chinesische Sprache nur minimal beherrsche, sei ihm von der Polizei ein
chinesischer Dolmetscher zur Seite gestellt worden. Erst in X habe er mittels Videokonferenz mit einem der tibetischen
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Sprache mdachtigen Dolmetscher sprechen kénnen. Er hatte diesen aber nicht gut verstanden. Danach sei er in einem
Asylheim untergebracht worden. (AS 65 ff).rémisch eins.1.8. Am 18.04.2011 wurde der BF im Beisein eines
Rechtsberaters von einem Organwalter des BAA einvernommen und brachte dabei im Wesentlichen vor, dass sich in
der Slowakei niemand um ihn gekimmert habe und die Slowakei (iber keine guten Ubersetzer verfiigen wiirde. Er
habe einmal ein negatives Papier bekommen, doch sei sein Asylverfahren noch offen. Obwohl er die chinesische
Sprache nur minimal beherrsche, sei ihm von der Polizei ein chinesischer Dolmetscher zur Seite gestellt worden. Erst
in romisch zehn habe er mittels Videokonferenz mit einem der tibetischen Sprache machtigen Dolmetscher sprechen
kdnnen. Er hatte diesen aber nicht gut verstanden. Danach sei er in einem Asylheim untergebracht worden. (AS 65 ff).

I.1.9 Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichnetem Bescheid des
Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) gem.§ 5 Abs. 1 AsylG 2005
zurlickgewiesen und festgestellt, dass fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz gemaR Artikel 16 (1) c
der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates die Slowakei zustandig ist (Spruchpunkt I). Weiters wurde der
Beschwerdefiihrer gem. &8 10 (1) 1 AsylG in die Slowakei ausgewiesen; demzufolge ist die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des BF gem. § 10 (4) AsylG in die Slowakei zuldssig (Spruchpunkt Il).rémisch
eins.1.9 Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichnetem Bescheid des
Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) gem. Paragraph 5, Absatz eins, AsylG
2005 zurtickgewiesen und festgestellt, dass fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz gemaf3 Artikel 16
(1) c der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates die Slowakei zustandig ist (Spruchpunkt romisch eins). Weiters
wurde der Beschwerdefihrer gem. Paragraph 10, (1) 1 AsylG in die Slowakei ausgewiesen; demzufolge ist die
Zurlckweisung, Zurickschiebung oder Abschiebung des BF gem. Paragraph 10, (4) AsylG in die Slowakei zuldssig
(Spruchpunkt romisch zwei).

1.1.10. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt 1.1.9. genannten Artikel der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Prifung des gegenstdndlichen Asylverfahrens zustandigen Staat zu
fihrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-Schutzes, der Ausweisung und zur Versorgung von
Asylwerbern.rémisch eins.1.10. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt
réomisch eins.1.9. genannten Artikel der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates zur Prifung des
gegenstandlichen Asylverfahrens zustandigen Staat zu fUhrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-
Schutzes, der Ausweisung und zur Versorgung von Asylwerbern.

I.1.11. Das Bundesasylamt fuhrte weiters aus, dass der BF keine glaubhaften Bedenken hinsichtlich einer allfalligen
Geféhrdung im Fall einer Ruckkehr in den unter 1.1.13. bezeichneten Staat geltend gemacht hatte.rémisch eins.1.11.
Das Bundesasylamt fuhrte weiters aus, dass der BF keine glaubhaften Bedenken hinsichtlich einer allfalligen
Geféhrdung im Fall einer Rickkehr in den unter 1.1.13. bezeichneten Staat geltend gemacht hatte.

1.1.12. Das der BF in der Slowakei versorgt worden sei, habe er selbst angegeben. Ebenso habe er angegeben, dass ihm
bei einer Einvernahme per Computer ein Dolmetscher zugeschaltet worden sei. Auch sei das Asylverfahren in der
Slowakei noch nicht abgeschlossen. Soweit bemangelt wurde, dass der BF die Mitteilung gemaf § 29/3/5 AsylG nicht in
seiner Sprache erhalten hatte, ist festzuhalten, dass der BF bei seiner Erstbefragung bereits durch Merkblatter Uber
seine Rechte und Pflichten informiert worden sei. Ebenso ware es ihm offen gestanden, sich an einen Rechtsberater zu
wenden.rémisch eins.1.12. Das der BF in der Slowakei versorgt worden sei, habe er selbst angegeben. Ebenso habe er
angegeben, dass ihm bei einer Einvernahme per Computer ein Dolmetscher zugeschaltet worden sei. Auch sei das
Asylverfahren in der Slowakei noch nicht abgeschlossen. Soweit bemangelt wurde, dass der BF die Mitteilung gemaR
Paragraph 29 /, 3 /, 5, AsylG nicht in seiner Sprache erhalten hatte, ist festzuhalten, dass der BF bei seiner
Erstbefragung bereits durch Merkblatter Uber seine Rechte und Pflichten informiert worden sei. Ebenso wére es ihm
offen gestanden, sich an einen Rechtsberater zu wenden.

Die Zustandigkeit der Slowakei gemafd Art 16/1/c Dublin 1-VO habe sich durch das Ermittlungsverfahren ergeben.
Dieser Staat sei auch bereit, die beschwerdefiihrende Partei einreisen zu lassen und die sich aus der Dublin [I-VO
ergebenden Verpflichtungen ihr gegentiber zu erfillen. Die Slowakei sei ein Mitgliedstaat der Europaischen Union und
es sei festzustellen, dass es auf Grund der allgemeinen Lage nicht hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im
gegenstandlichen Fall bei einer Uberstellung zu einer entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus
der Rechtsprechung des EGMR und aus sonstigem Amtswissen lieBen sich keine systematischen, notorischen
Verletzungen fundamentaler Menschenrechte in der Slowakei erkennen.Die Zustandigkeit der Slowakei gemafR Artikel
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16 /, eins /, ¢, Dublin 1I-VO habe sich durch das Ermittlungsverfahren ergeben. Dieser Staat sei auch bereit, die
beschwerdeflihrende Partei einreisen zu lassen und die sich aus der Dublin 1I-VO ergebenden Verpflichtungen ihr
gegenuUber zu erfullen. Die Slowakei sei ein Mitgliedstaat der Europdischen Union und es sei festzustellen, dass es auf
Grund der allgemeinen Lage nicht hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im gegenstandlichen Fall bei einer
Uberstellung zu einer entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR
und aus sonstigem Amtswissen lieRen sich keine systematischen, notorischen Verletzungen fundamentaler
Menschenrechte in der Slowakei erkennen.

1.1.13. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 20.04.2011 eine Beschwerde eingebracht, in
welcher im Wesentlichen vorgebracht wird, dass dem BF zwar mittels Videokonferenz ein der tibetischen Sprache
machtigen Dolmetscher zur Seite gestellt worden sei, er aber deswegen keine Moglichkeit hatte, seine Fluchtgrinde in
entsprechender Form vorzubringen und sich dieser Umstand negativ auf sein Asylverfahren auswirken kénnte. Da er
in der Slowakei kein faires Verfahren erhalte habe, sei eine Zurlickschiebung dorthin nicht zul3ssig. Beantragt wird der
Beschwerde statt zu geben und den bekdampften Bescheid zu beheben.rémisch eins.1.13. Gegen den angefochtenen
Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 20.04.2011 eine Beschwerde eingebracht, in welcher im Wesentlichen vorgebracht
wird, dass dem BF zwar mittels Videokonferenz ein der tibetischen Sprache machtigen Dolmetscher zur Seite gestellt
worden sei, er aber deswegen keine Mdglichkeit hatte, seine Fluchtgriinde in entsprechender Form vorzubringen und
sich dieser Umstand negativ auf sein Asylverfahren auswirken kdnnte. Da er in der Slowakei kein faires Verfahren
erhalte habe, sei eine Zurlckschiebung dorthin nicht zulassig. Beantragt wird der Beschwerde statt zu geben und den
bekdmpften Bescheid zu beheben.

1.1.14. Am 02.05.2011 erfolgte durch die zustandige Richterin eine Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass
der Beschwerde die aufschiebende Wirkung nicht zuzuerkennen ist.romisch eins.1.14. Am 02.05.2011 erfolgte durch
die zustandige Richterin eine Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass der Beschwerde die aufschiebende
Wirkung nicht zuzuerkennen ist.

I.1.15. Laut Mitteilung der Pl Traiskirchen wurde der Beschwerdefihrer am 19.05.2011 in die Slowakei
Uberstellt.rémisch eins.1.15. Laut Mitteilung der Pl Traiskirchen wurde der Beschwerdefihrer am 19.05.2011 in die
Slowakei tberstellt.

I.1.16. Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den
Akteninhalt verwiesen (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524).romisch eins.1.16. Hinsichtlich des weiteren
Verfahrensherganges und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (VwWGH 16.
12.1999, 99/20/0524).

I.1.17. Das erkennende Gericht geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt ausrémisch eins.1.17. Das erkennende
Gericht geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt aus:

1.1.17.1. Der BF ist StA der Volksrepublik China. Die Identitat des BF steht nicht festrdmisch eins.1.17.1. Der BF ist StA
der Volksrepublik China. Die Identitat des BF steht nicht fest.

Es kann nicht festgestellt werden, welchen Namen der BF fuhrt. Ebenso kann nicht festgestellt werden, wann er Tibet
verlassen hatte.

Weiters ist festzustellen, dass der BF illegal in das Gebiet der Europaischen Union einreiste. Die genaueren Umsténde
rund um die Einreise kdnnen nicht festgestellt werden. Der BF stellte in der Slowakei einen Asylantrag.

Die Zustandigkeit der Slowakei betreffend Prifung des Asylantrages ergab sich aus den oben dargelegten
Ausfiihrungen, welche dem Grunde nach auch in der Beschwerdeschrift nicht bestritten werden. Die Zustandigkeit der
Slowakei beendende Sachverhalte kamen nicht hervor

1.1.18. In Bezug auf die Slowakei ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen gestellten Asylantrags in
einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, ABI. L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.rémisch eins.1.18. In
Bezug auf die Slowakei ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehodrigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, Amtsblatt L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.

1.1.19. Ebenso sind in Bezug auf die Slowakei anwendbarrémisch eins.1.19. Ebenso sind in Bezug auf die Slowakei
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anwendbar:

e -Strichaufzahlung
die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber
den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)die Richtlinie
2004/83/EG uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz bendtigen, und Uber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, Amtsblatt L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)

e -Strichaufzdhlung
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 tber Mindestnormen fur Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fltchtlingseigenschaft, ABI. L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen flr Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flichtlingseigenschaft, Amtsblatt L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)

e Strichaufzdhlung
Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen fiir die Aufnahme von Asylwerbern in den
Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen
fur die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedstaaten, Amtsblatt 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)

I.1.20. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fir die Anerkennung von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
(gem. Art. 2 lit a leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Fluchtlingseigenschaft und der subsidiare Schutzstatus zu
verstehen) bendétigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Art. 1) und enthalt hierflr die entsprechenden
rechtlichen Garantien.rémisch eins.1.20. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fur die
Anerkennung von Drittstaatsangehoérigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz (gem. Artikel 2, Litera a, leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Fluchtlingseigenschaft und
der subsididare Schutzstatus zu verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Artikel eins,)
und enthalt hierfur die entsprechenden rechtlichen Garantien.

I.1.21. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre Entscheidung Uber einen Asylantrag nach
angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv
und unparteiisch geprift und entschieden werden (Art. 8 (2) a) und die Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich
ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde dafur in der Entscheidung
dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden, wie eine ablehnende Entscheidung
angefochten werden kann (Art. 9 (1) u. (2). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass Asylbewerber das Recht auf
einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung Uber ihren Asylantrag
..haben (Art. 39 (1)).rémisch eins.1.21. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehorde ihre
Entscheidung Uber einen Asylantrag nach angemessener Prufung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv und unparteiisch geprift und entschieden werden (Artikel 8, (2) a) und die
Entscheidungen Uber Asylantrége schriftlich ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und
rechtlichen Grinde dafir in der Entscheidung dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden,
wie eine ablehnende Entscheidung angefochten werden kann (Artikel 9, (1) u. (2). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter
sicher, dass Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine
Entscheidung Uber ihren Asylantrag ...haben (Artikel 39, (1)).

I.1.22. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine
ausreichende medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt
im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere
Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.romisch eins.1.22. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist
der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine ausreichende medizinische Versorgung von kranken
Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die flr
Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.



Ebenso ist der hier zustandige Partnerstaat nach der Aufnahmerichtlinie verpflichtet, daflr Sorge zu tragen, dass
Asylsuchende ab Antragstellung materielle Leistungen erhalten, die einem Lebensstandard entsprechen, welcher
Gesundheit und Lebensunterhalt der Asylsuchenden gewahrleistet (Artikel 13).

Nach dieser Richtlinie soll die Unterbringung das Familienleben schiitzen, sowie Kommunikation mit oder Zugang zu
Rechtsberatern, UNHCR und NGOs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten sind kraft der Richtlinie verpflichtet, Gewalt in
Sammelunterkinften zu verhiten. Das in Einrichtungen eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein, und die
Asylsuchenden kénnen an der Verwaltung der Unterbringungszentren beteiligt werden. Minderjdhrige sollten

zusammen mit ihren Eltern oder Familienangehorigen untergebracht werden.

Gem. Art. 16 (3) und (4) der Aufnahmerichtlinie kdnnen die Mitgliedstaaten Sanktionen fir grobe Verstd3e gegen die
Vorschriften der Unterbringungszentren und grob gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten
in jedem Fall Zugang zur medizinischen Notversorgung.Gem. Artikel 16, (3) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die
Mitgliedstaaten Sanktionen fur grobe VerstoRe gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und grob
gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten in jedem Fall Zugang zur medizinischen

Notversorgung.

1.1.23. Gegen die Slowakei hat die Europaische Kommission kein Vertragsverletzungsverfahren gemafd Art 226 des EG-
Vertrages wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet.rémisch eins.1.23. Gegen die
Slowakei hat die Europaische Kommission kein Vertragsverletzungsverfahren gemaR Artikel 226, des EG-Vertrages

wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet.

I.1.24. Zusammengefasst ist festzustellen, dass in der Slowakei von einer unbedenklichen asylrechtlichen Praxis, der
Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes, der Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung, sowie einer
unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden kann. Ebenso vertritt die Slowakei in Bezug auf die Auslegung
der GFK, der Status-, Verfahrens- und Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten
Lage im Herkunftsstaat der BF keine relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europaischen Union. Gegenteiliges
wurde durch den BF nicht substantiiert dargetan.rémisch eins.1.24. Zusammengefasst ist festzustellen, dass in der
Slowakei von einer unbedenklichen asylrechtlichen Praxis, der Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes, der
Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung, sowie einer unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden
kann. Ebenso vertritt die Slowakei in Bezug auf die Auslegung der GFK, der Status-, Verfahrens- und
Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der BF keine
relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europaischen Union. Gegenteiliges wurde durch den BF nicht substantiiert
dargetan.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
II. 1. Beweiswurdigungromisch zwei. 1. Beweiswurdigung

II.1.1. Der festgestellte Sachverhalt wird aufgrund der Einsichtnahme in den Verwaltungsakt als erwiesen
angenommen. Der BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes, welche zusammengefasst ebenfalls zu den unter
I.1.24. getroffenen Feststellungen nicht im Widerspruch stehen, sondern dort ihre Bestatigung finden, nicht
ausreichend konkret und substantiiert entgegen, um die Uberzeugung des erkennenden Gerichts von deren Richtigkeit
zu erschittern.rémisch zwei.1.1. Der festgestellte Sachverhalt wird aufgrund der Einsichtnahme in den Verwaltungsakt
als erwiesen angenommen. Der BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes, welche zusammengefasst ebenfalls
zu den unter romisch eins.1.24. getroffenen Feststellungen nicht im Widerspruch stehen, sondern dort ihre
Bestatigung finden, nicht ausreichend konkret und substantiiert entgegen, um die Uberzeugung des erkennenden
Gerichts von deren Richtigkeit zu erschittern.

Das erkennende Gericht sieht aufgrund der oa. Ausfihrungen die unter 1.1.24. getroffenen zusammengefassten
Ausfiihrungen als erwiesen an.Das erkennende Gericht sieht aufgrund der oa. Ausfihrungen die unter rémisch
eins.1.24. getroffenen zusammengefassten Ausfihrungen als erwiesen an.

I1.2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:romisch zwei.2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:
I1.2.1. Zustandigkeitromisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet derGemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF entscheidet der
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Asylgerichtshof ... Uber... Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH ergibt.
I1.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichtemrdmisch zwei.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichter

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen
1. zurtckweisende Bescheide
a)...

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemall § 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemafd
Paragraph 5

)
2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fiir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde gem. § 61 Abs. 3 Z 1 lit. b und Z2
durch den Einzelrichter zu entscheiden.Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche
Beschwerde gem. Paragraph 61, Absatz 3, Ziffer eins, Litera b und Z2 durch den Einzelrichter zu entscheiden.

11.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemafR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemalR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemaR 8§ 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemaf den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.Gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
als unzulassig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu setzen und demgemal? den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. §8 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des § 75 (1) und (8)
leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes
1997 zu Ende zu fUhren sind.Gem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,
(AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des Paragraph 75, (1) und (8) leg. cit in Kraft, wonach alle am 31.
Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fuhren sind.
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8 75 Abs. 1 und 8 AsylG idgF lauten:Paragraph 75, Absatz eins und 8 AsylG idgF lauten:

(1) Alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren sind nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997mit der
Mal3gabe zu Ende zu fUhren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Mdrz 2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder
werden, § 10 in der Fassung BGBI. | Nr. 29/2009 mit der MafRgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des
Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurlickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des
Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulassig ist, oder eine Zurlickweisung des Asylantrages als Entscheidung nach
dem Asylgesetz 2005 gilt.(1) Alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren sind nach den Bestimmungen des
Asylgesetzes 1997mit der Maligabe zu Ende zu fuhren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Mdrz 2009 beim
Bundesasylamt anhangig sind oder werden, Paragraph 10, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,
mit der Mal3gabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass
die Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulassig ist, oder

eine Zurtickweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt.

(8) Auf Verfahren nach diesem Bundesgesetz, die vom Bundesasylamt vor dem 1. April 2009 entschieden worden sind,
ist § 10 in der Fassung des BGBI. | Nr. 4/2008 anzuwenden, es sei denn, dass nach dem 1. April 2009 abermals eine
Zustandigkeit des Bundesasylamtes flr die Entscheidung Uber den Antrag entsteht."(8) Auf Verfahren nach diesem
Bundesgesetz, die vom Bundesasylamt vor dem 1. April 2009 entschieden worden sind, ist Paragraph 10, in der
Fassung des Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, anzuwenden, es sei denn, dass nach dem 1. April 2009
abermals eine Zustandigkeit des Bundesasylamtes fur die Entscheidung tber den Antrag entsteht."

Im gegenstandlichen Fall war das Verfahren am 31.12.2005 nicht anhangig. Ebenso hat das Bundesasylamt mit im
Spruch ersichtlichen Bescheid entschieden, weshalb das AsylG idF BGBI | Nr. 29/2009 anzuwenden ist.Im
gegenstandlichen Fall war das Verfahren am 31.12.2005 nicht anhangig. Ebenso hat das Bundesasylamt mit im Spruch
ersichtlichen Bescheid entschieden, weshalb das AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,

anzuwenden ist.
11.2.4. 8 5 AsylG lautet:rédmisch zwei.2.4. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal3 8 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurtckweisungsbescheid hat die Behdrde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemal3 Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulassig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurutckweisungsbescheid hat die
Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) Gemal Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) Gemald Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin - Verordnung dafiir zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behorde offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
Grlnde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

§ 10 AsylG idFBGBI | 29/2009 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009,
lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird;
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2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsididr Schutzberechtigten aberkannt wird.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fur die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverziglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof8 vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches oder unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff NAG) verfugen,
unzuldssig ware."(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf,
ob diese gemal} Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger
oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches oder unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48

oder Paragraphen 51, ff NAG) verfugen, unzulassig ware."

Gemal 8 5 Abs. 1 AsylG ist somit ein nicht gemal38 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn
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ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prufung
des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat
zustandig ist.Gemal’ Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist somit ein nicht gemal3 Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag
als unzulassig zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003,
(EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prufung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die
Asylbehorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu§ 5 AsylG auf die
Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin II), da gemaR Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf
Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003
- gestellt werden.Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu
Paragraph 5, AsylG auf die Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin rémisch zwei), da
gemal Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats
nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003 - gestellt werden.

Weiters ist gemaR§ 10 Abs 1 Z1 AsylG die Zurickweisung eines Antrages nach Maligabe der § 10 Abs 3 und Abs 4
AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.Weiters ist gemafd Paragraph 10, Absatz eins, Z1 AsylG die Zurlickweisung
eines Antrages nach MaRRgabe der Paragraph 10, Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.

11.2.4.1. § 28 AsylG lautet:rdmisch zwei.2.4.1. Paragraph 28, AsylG lautet:

"(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zurtickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren nicht vor
Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte (8
51); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer spateren zuriickweisenden Entscheidung nicht
entgegen."(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zuriickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren
nicht vor Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer
spateren zurlckweisenden Entscheidung nicht entgegen.

(2) Entscheidet das Bundesasylamt nicht binnen zwanzig Tagen nach Einbringen des Antrags auf internationalen
Schutz, dass der Antrag zuriickzuweisen ist, ist der Antrag zuzulassen, es sei denn es werden Konsultationen gemafRd
der Dublin - Verordnung oder eines Vertrages Uber die Zustandigkeit zur Prifung eines Asylantrages oder eines
Antrages auf internationalen Schutz gefthrt. Das Fihren solcher Konsultationen ist dem Asylwerber innerhalb der 20-
Tages-Frist mitzuteilen. Diesfalls gilt die 20-Tages-Frist nicht. Diese gilt Uberdies nicht, wenn der Asylwerber am
Verfahren nicht mitwirkt, dieses gegenstandslos wird oder er sich diesem entzieht. Ist der Asylwerber aus in seiner
Person gelegenen Griinden nicht in der Lage, am Verfahren mitzuwirken, ist der Lauf der Frist nach Satz 1 gechemmt.

(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Abs. 1).
Wird der Antrag im Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der
Beschwerde gegen diese Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des
Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Absatz eins,). Wird der Antrag im
Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der Beschwerde gegen diese
Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.

(4) Dem Asylwerber in der Erstaufnahmestelle ist eine arztliche Untersuchung zu ermdglichen."
§ 29 AsylG lautet:Paragraph 29, AsylG lautet:

"(1) Zulassungsverfahren sind mit Einbringen von Antragen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer
Erstaufnahmestelle des Bundesasylamtes zu fiihren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. § 17
Abs. 3 und 6 gilt. Unverziglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und
eine Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben."(1) Zulassungsverfahren
sind mit Einbringen von Antrdgen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer Erstaufnahmestelle des
Bundesasylamtes zu fiihren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. Paragraph 17, Absatz 3 und 6
gilt. Unverzlglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und eine
Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben.

(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine
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Befragung des Asylwerbers durch Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes (8§ 19 Abs. 1) zu erfolgen, soweit eine
solche Befragung im ausreichenden Umfang nicht bereits im Rahmen der Vorfuhrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage
und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist gemal3 Satz 1.(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz
hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine Befragung des Asylwerbers durch Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes (Paragraph 19, Absatz eins,) zu erfolgen, soweit eine solche Befragung im ausreichenden Umfang
nicht bereits im Rahmen der Vorfihrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist
gemal Satz 1.

(3) Nach Durchfuhrung der notwendigen Ermittlungen hat die Behérde je nach Stand des Ermittlungsverfahrens

1. dem Asylwerber eine Aufenthaltsberechtigungskarte (8 51) auszufolgen;l. dem Asylwerber eine
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,) auszufolgen;

2. seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben (8 3)2.
seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben
(Paragraph 3,);

3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung & 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten (8 8 Abs. 1) stattzugeben und
bezuglich des Status des Asylberechtigten abzuweisen;3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63,
Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8, Absatz eins,) stattzugeben und bezlglich des Status des
Asylberechtigten abzuweisen;

4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung € 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz zurlickzuweisen (88 4, 5 und § 68 Abs. 1 AVG) oder4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung
(Paragraph 63, Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlckzuweisen (Paragraphen 4, 5 und Paragraph 68, Absatz eins, AVG) oder

5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung @ 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz abzuweisen.5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63, Absatz 2, AVG)
mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen.

(4) Bei Mitteilungen nach Abs. 3 Z 3 bis 5 hat die Behdrde den Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem
Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhandigen und eine 24 Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur
Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind unter einem zu einer Einvernahme zur
Wahrung des Parteiengehdrs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser Frist hat eine Rechtsberatung (88 64, 65)
zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverzliglich eine Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht
ausgenommen ist (8 17 Abs. 3 AVG), zuganglich zu machen (8 57 Abs. 1 Z 3). Die Rechtsberatung hat, wenn der
Asylwerber in der Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die
Rechtsberatung auch in den Haftrdumen erfolgen.(4) Bei Mitteilungen nach Absatz 3, Ziffer 3 bis 5 hat die Behdrde den
Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhdndigen und eine 24
Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind
unter einem zu einer Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehors nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser
Frist hat eine Rechtsberatung (Paragraphen 64, 65,) zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverzlglich eine
Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht ausgenommen ist (Paragraph 17, Absatz 3, AVG), zuganglich
zu machen (Paragraph 57, Absatz eins, Ziffer 3,). Die Rechtsberatung hat, wenn der Asylwerber in der
Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die Rechtsberatung
auch in den Haftraumen erfolgen.

(5) Bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehdrs hat der Rechtsberater anwesend zu sein. Zu Beginn dieser
Einvernahme ist dem Asylwerber das bisherige Beweisergebnis vorzuhalten. Der Asylwerber hat die Mdoglichkeit,
weitere Tatsachen und Beweismittel anzufihren oder vorzulegen."

Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass das Bundesasylamt nicht gem. den Bestimmungen der §§
28 und 29 AsylG vorgegangen ware.Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass das Bundesasylamt
nicht gem. den Bestimmungen der Paragraphen 28 und 29 AsylG vorgegangen ware.
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Am 18.03.2011 wurden mit der Slowakei Konsultationen gefihrt. Am 24.03.2011 wurde dem BF mittels Mitteilung nach
§8 29 Abs. 3 AsylG in tibetischer Sprache mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen, da mit der Slowakei Dublin Konsultationen gefihrt werden. Am 01.04.2011 stimmte die Slowakei dem
Wiederaufnahmeersuchen zu. Aufgrund des Sachverhaltes kann daher weder eine verspatete Ubermittlung der
Mitteilung nach& 29 Abs. 3 AsylG erkannt werden, noch dass gegenstandliche Mitteilung in einer dem BF
unverstandlichen Sprache verfasst gewesen ware.Am 18.03.2011 wurden mit der Slowakei Konsultationen gefiihrt. Am
24.03.2011 wurde dem BF mittels Mitteilung nach Paragraph 29, Absatz 3, AsylG in tibetischer Sprache mitgeteilt, dass
beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz zurtickzuweisen, da mit der Slowakei Dublin Konsultationen
gefuhrt werden. Am 01.04.2011 stimmte die Slowakei dem Wiederaufnahmeersuchen zu. Aufgrund des Sachverhaltes
kann daher weder eine verspatete Ubermittlung der Mitteilung nach Paragraph 29, Absatz 3, AsylG erkannt werden,

noch dass gegenstandliche Mitteilung in einer dem BF unverstandlichen Sprache verfasst gewesen ware.

Aber auch wenn das BAA die Frist nicht eingehalten hatte, schadet hier nicht. Das Verfahren wurde allenfalls
rechtswidriger Weise nach dem Verstreichen dieser Frist nicht zugelassen, was jedoch hier nicht
entscheidungsrelevant ist (vgl. Erkenntnis des VwGH vom 25.11.2008 Zahl: 2006/20/0624).Aber auch wenn das BAA die
Frist nicht eingehalten hatte, schadet hier nicht. Das Verfahren wurde allenfalls rechtswidriger Weise nach dem
Verstreichen dieser Frist nicht zugelassen, was jedoch hier nicht entscheidungsrelevant ist vergleiche Erkenntnis des
VWGH vom 25.11.2008 Zahl: 2006/20/0624).

Jedenfalls liegt kein Sachverhalt vor, welcher das Zulassungsverfahren dermal’en mangelhaft erscheinen lie3e, dass
eine Behebung des angefochtenen Bescheides erforderlich ware (vgl. Erkenntnis des VwGH vom 25.11.2008 Zahl:
2006/20/0624)Jedenfalls liegt kein Sachverhalt vor, welcher das Zulassungsverfahren dermalen mangelhaft
erscheinen lieRe, dass eine Behebung des angefochtenen Bescheides erforderlich ware vergleiche Erkenntnis des
VWGH vom 25.11.2008 Zahl: 2006/20/0624).

I1.2.4.2. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Unionsrechts (vgl Art. 78 AEUV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit
zur Prafung von Asylantragen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fur moégliche Asylantrédge von EU-
Burgern, ebensowenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das
wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehdrigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein
faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen
Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung
festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.rémisch zwei.2.4.2. Die Dublin rémisch zwei VO
ist eine Verordnung des Unionsrechts vergleiche Artikel 78, AEUV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung
von Asylantrdgen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fir mogliche Asylantrdge von EU-Blrgern,
ebensowenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Flliichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche
Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires,
rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen
Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung
festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

Es ist daher zunachst zu Uberprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO zustandig ist oder die Zustandigkeit bei ihm selbst
nach dem Auffangtatbestand des Art. 13 Dublin Il VO (erste Asylantragstellung) liegt und sich so eine Verpflichtung zur
Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Art. 16 ff Dublin Il VO eines Partnerstaates ergibt.Es ist daher zunachst
zu Uberprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch
zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14 und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO zustandig ist oder die Zustandigkeit
bei ihm selbst nach dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO (erste Asylantragstellung) liegt und
sich so eine Verpflichtung zur Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Artikel 16, ff Dublin rémisch zwei VO eines
Partnerstaates ergibt.

Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit der Slowakei vorliegt. Einer solchen
Zustandigkeit wurde von der Slowakei auch ausdrucklich zugestimmt.

Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die FUhrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
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Zustandigkeitserklarung des zustdndigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdénnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens nichts
Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prufenden Partnerstaates ausgeht.Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fuhrung der
Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen
wadre und die Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin romisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1 aus
2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VWGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444).
Das Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens
nichts Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prifenden Partnerstaates ausgeht.

Im Lichte des Art. 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung
seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit der Slowakei ausschlieRende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte konnten bei
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden Mitglied bei
der Prifung der Rechtmaligkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Art. 15 Dublin II VO mitbertcksichtigt
wurde.Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit der Slowakei ausschlieBende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte
konnten bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden
Mitglied bei der Prifung der RechtmaRigkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Artikel 15, Dublin romisch zwei VO
mitberUcksichtigt wurde.

Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il
VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob
von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Art. 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122/2001; vgl. weiters VfSlg. 16.160/2001 sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;Das Bundesasylamt hat
ferner von der Moglichkeit der Auslbung des Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin romisch zwei VO
keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfiihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob
von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Artikel 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122 aus 2001,; vergleiche weiters VfSlg. 16.160 aus 2001, sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;

11.6.2001, B 1247/00; 11.6.2001, B 1351/00; 11.6.2001, B 1749/00;

26.11.2001, B 901/01). Dieser Rechtsansicht schloss sich der Verwaltungsgerichtshof an (VwGH 23.1.2003,
2000/01/0498 - verst. Sen. und die folgende stRsp., zuletzt VwGH 31.3.2005,2002/20/0582;

30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider Gerichtshofe des offentlichen Rechts gilt
nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-V (VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B
336/05; VwWGH 31.5.2005,2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen
lasst (VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095).30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider
Gerichtshofe des offentlichen Rechts gilt nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin-V
(VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B 336/05; VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung
zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen lasst (VWGH 31.5.2005, 2005/20/0095).
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11.2.4.3. Mogliche Verletzung des Art. 8 EMRKrOmisch zwei.2.4.3. Mogliche Verletzung des Artikel 8, EMRK

Eine Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union bzw. eine Aufenthaltsbeendigung
(Ausweisung) kann einen (unzuldssigen) Eingriff in das Privat- und/oder Familienleben des Betroffenen darstellen.

Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Gbersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Nach der
Rechtssprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die
Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von
den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine Ausweisungsentscheidung)
aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréf3ten Teil seines
Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im gegenstandlichen Fall hat die beschwerdefihrende Partei ihren Angaben nach keine relevanten familiaren
Bindungen in Osterreich, weshalb mangels hinreichenden Familienlebens eine Aufenthaltsbeendigung keinen Eingriff
in dieses verfassungsgesetzlich gewdhrleistete Recht darstellt.

Die beschwerdefuhrende Partei befindet sich erst seit 17.03.2011, zum Entscheidungszeitpunkt also etwa zwei Monate,
in Osterreich. Ein Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet, etwa auf Grundlage des FPG bzw. NAG, kam ihr zu keiner Zeit zu.
Aliféllige private Ankniipfungspunkte wurden daher in einer Zeit gegriindet, in der ihr Aufenthaltsstatus in Osterreich
auf Grund des laufenden Asylverfahrens ungewiss war.

Im gegenstandlichen Fall ist jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht
davon auszugehen, dass hinreichend starke private Anknipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem
relevanten Privatleben iSd Art 8 EMRK fuhren wirden (vgl. zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).Im gegenstandlichen Fall ist
jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht davon auszugehen, dass
hinreichend starke private Ankniipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem relevanten Privatleben iSd Artikel
8, EMRK fihren wiirden vergleiche zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).

Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch bejahen wirde, ware eine Aufenthaltsbeendigung aus den
gegebenen Umstanden (kurzer Aufenthalt im Bundesgebiet, VerstoRR gegen Einwanderungsvorschriften, Entstehung
der Bindungen wahrend des ungesicherten Aufenthaltes daher mangelnde Schutzwirdigkeit, etc.) als notwendig und
nicht als unverhaltnismaBig anzusehen, zumal im Rahmen einer Abwagung iSd Art 8 Abs 2 EMRK insbesondere das
offentliche Interesse (die 6ffentliche Ordnung) an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes die privaten
Interessen Uberwiegen wirde.Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch bejahen wirde, ware eine
Aufenthaltsbeendigung aus den gegebenen Umstdnden (kurzer Aufenthalt im Bundesgebiet, VerstoR gegen
Einwanderungsvorschriften, Entstehung der Bindungen wahrend des ungesicherten Aufenthaltes daher mangelnde
Schutzwirdigkeit, etc.) als notwendig und nicht als unverhaltnismaRig anzusehen, zumal im Rahmen einer Abwagung
iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK insbesondere das offentliche Interesse (die offentliche Ordnung) an der effektiven
Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes die privaten Interessen Gberwiegen wiirde.

Dieses offentliche Interesse (die 6ffentliche Ordnung) an der effektiven Umsetzung der Dublin 1I-VO als Instrument
eines gesellschaftlich notwendigen "Ausgleiches" von ungeregelten Migrationsbewegungen innerhalb der Grenzen der
Dublin-Staaten, ist im Wesentlichen nicht geringer zu werten als das o6ffentliche Interesse an einer wirksamen
(nationalen) Einwanderungskontrolle (vgl. zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Kénigreich [... "Jedes von der
Beschwerdefiihrerin wahrend ihres Aufenthalts im Vereinigten Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre
Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime ¢ffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle
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nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff machen". ...] - die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im
Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als Asylwerberin aufhéltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt,
beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine nicht ndher definierte Beziehung zu einem
Mann; vgl. auch Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen), weshalb die diesbezligliche Rechtsprechung des EGMR auch
auf das 6ffentliche Interesse an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der 6ffentlichen
Ordnung - umgelegt werden kann. Restimierend ist festzuhalten, dass der EGMR - und dem auch der VfGH folgend -
dabei dem Umstand, ob der Fremde seine familidren oder privaten AnknUpfungspunkte hier zu einem Zeitpunkt
begriindete als sein Aufenthaltsstatus ungewiss war, eine entscheidende Rolle beimisst. Ist dies der Fall, so werden die
in dieser Zeit entstandenen Interessen des Fremden erheblich gemindert. Das hohe o6ffentliche Interesse am
Zurlckweisungsgrund der Unzusténdigkeit Osterreichs ldsst sich zB auch aus dem Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 25.11.2008, 2006/20/0624, erkennen.Dieses offentliche Interesse (die offentliche
Ordnung) an der effektiven Umsetzung der Dublin 1I-VO als Instrument eines gesellschaftlich notwendigen
"Ausgleiches" von ungeregelten Migrationsbewegungen innerhalb der Grenzen der Dublin-Staaten, ist im Wesentlichen
nicht geringer zu werten als das Offentliche Interesse an einer wirksamen (nationalen) Einwanderungskontrolle
vergleiche zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Kdnigreich [... "Jedes von der Beschwerdefihrerin wahrend ihres
Aufenthalts im Vereinigten Kénigreich etablierte Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das
legitime 6ffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff
machen". ...] - die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als
Asylwerberin aufhaltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte
Freunde, darunter eine nicht ndher definierte Beziehung zu einem Mann; vergleiche auch Fall Darren Omoregie u.a. gg.
Norwegen), weshalb die diesbezlgliche Rechtsprechung des EGMR auch auf das 6ffentliche Interesse an der effektiven
Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der offentlichen Ordnung - umgelegt werden kann.
ResUimierend ist festzuhalten, dass der EGMR - und dem auch der VfGH folgend - dabei dem Umstand, ob der Fremde
seine familidren oder privaten AnknUpfungspunkte hier zu einem Zeitpunkt begriindete als sein Aufenthaltsstatus
ungewiss war, eine entscheidende Rolle beimisst. Ist dies der Fall, so werden die in dieser Zeit entstandenen Interessen
des Fremden erheblich gemindert. Das hohe 6ffentliche Interesse am Zurlckweisungsgrund der Unzustandigkeit
Osterreichs l3sst sich zB auch aus dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 25.11.2008, 2006/20/0624,
erkennen.

Mangels Verletzung von Art 8 EMRK war aus diesem Grund daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs geméaR
Art 3 Abs 2 Dublin [I-VO nicht Gebrauch zu machen.Mangels Verletzung von Artikel 8, EMRK war aus diesem Grund
daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gemaR Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.

I1.2.4.4. Prifung der Sicherheit der Slowakei, mogliche Verletzung von Art. 3 EMRKOmisch zwei.2.4.4. Prufung der
Sicherheit der Slowakei, mogliche Verletzung von Artikel 3, EMRK

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin 1l VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin 1l VO zwingend
geboten sei (vgl. hierzu jungst auch Erk. d. VWGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).Der VfGH hat mit Erkenntnis vom
17.06.2005, ZI. B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprtfen, ob
ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung durch die
Verabschiedung der Dublin réomisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine
Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall gemeinschaftsrechtlich zul3ssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin romisch zwei VO zwingend geboten sei
vergleiche hierzu jingst auch Erk. d. VwGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprufung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die blofRe Moglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, genlgt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in


https://www.jusline.at/entscheidung/24282
https://www.jusline.at/entscheidung/24282
https://www.jusline.at/entscheidung/1546
https://www.jusline.at/entscheidung/30336
https://www.jusline.at/entscheidung/1546
https://www.jusline.at/entscheidung/30336

Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdhrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwWGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl. auch VwGH
16.07.2003,  ZI.2003/01/0059). MaRgeblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle
Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der Asylwerber in dem nach der Dublin Il VO zustandigen Mitgliedstaat im
Fall der Berechtigung seines Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten
Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer unzulassigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.Die
Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des
EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, ZI.2003/01/0059).
Malgeblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der
Asylwerber in dem nach der Dublin romisch zwei VO zustandigen Mitgliedstaat im Fall der Berechtigung seines
Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer
unzuldssigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VwWGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025)Die Vorlage
allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR
Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Artikel 13, EMRK sind flur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerkldrung des anderen
Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025).

Weiterhin hatte das erkennende Gericht folgende Umsténde zu bertcksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefahrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen.Der
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Verordnungsgeber der Dublin rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als
"sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen
Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken koénnte vergleiche insbesondere den 2. Erwagungsgrund der
Praambel der Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur
solche Falle getroffen.

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsglltig festgestellt werden. Der EGMR hat festgestellt, dass
der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaliig den Anforderungen der EMRK entspricht (Bosphorus Airlines v
Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aullergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefuhrte
gesetzliche Klarstellung des 8 5 Abs 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Eine Rechtsprechung, die in
Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Mal3e substantiierten
Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter auergewdhnlicher Umstande, um die
grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als
einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die
durch das AsylG 2005 eingefihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die Elemente einer
Beweislastumkehr enthdlt. Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere
Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.

Die Erlauterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005 fihren zu§ 5 Abs. 3 AsylG 2005
Folgendes aus (952 BIgNR, XXII. GP):Die Erlduterungen zur Regierungsvorlage betreffend das Fremdenrechtspaket 2005
flhren zu Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 Folgendes aus (952 BIgNR, romisch 22 . GP):

"Es ist davon auszugehen, dass diese Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen
Vorschriften entsprechendes Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwagungsgrund der Prdambel zur Dublin-
Verordnung ist ausdricklich festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die
Grundsatze des Non-Refoulements beachtend - fir Drittstaatsangehdrige ansehen. Daher normiert Abs. 3 eine
Beweisregel, nach der der Asylwerber besondere Griinde vorbringen muss, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes sprechen. Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete
Gefahr moglicher Konsequenzen fiir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH 19.2.2004, 99/20/0573,
mwN auf die Judikatur des EGMR). Im Erkenntnis des VwWGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fihrt dieser - noch zum
AsylG 1997 - aus, dass es fur die Frage der Zulassigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des
Dublin-Ubereinkommens nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach
Art. 13 EMRK einrdumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbeziglichen Rechtslage des anderen
Mitgliedstaats lediglich eine ganzheitliche Bewertung der moglichen Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK durch
Osterreich durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose
hat sich auf die persdnliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Abs. 3 fur
Verfahren nach 8§ 5 hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behdrde entweder notorisch von
solchen Umstanden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen Staat vorliegen
kdnnen - weilR oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen.""Es ist davon auszugehen, dass diese
Staaten Asylwerbern ein faires, den rechtsstaatlichen und vélkerrechtlichen Vorschriften entsprechendes
Asylverfahren einrdumen. Im zweiten Erwagungsgrund der Praambel zur Dublin-Verordnung ist ausdriicklich
festgehalten, dass sich die Mitgliedstaaten als "sichere Staaten" - insbesondere die Grundsatze des Non-Refoulements
beachtend - fur Drittstaatsangehorige ansehen. Daher normiert Absatz 3, eine Beweisregel, nach der der Asylwerber
besondere Grinde vorbringen muss, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes sprechen. Unter
realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr méglicher Konsequenzen fur
den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen vergleiche etwa VwWGH 19.2.2004, 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des
EGMR). Im Erkenntnis des VwGH vom 31.3.2005, 2002/20/0582, fuhrt dieser - noch zum AsylG 1997 - aus, dass es fur


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/entscheidung/40644
https://www.jusline.at/entscheidung/36433
https://www.jusline.at/entscheidung/40644
https://www.jusline.at/entscheidung/36433

die Frage der Zulissigkeit einer Abschiebung in einen anderen Mitgliedstaat aufgrund des Dublin-Ubereinkommens
nicht darauf ankommt, dass dieser Mitgliedstaat dem Asylwerber alle Verfahrensrechte nach Artikel 13, EMRK
einrdumt. Verlangt sei statt einer detaillierten Bewertung der diesbeziglichen Rechtslage des anderen Mitgliedstaats
lediglich eine ganzheitliche Bewertung der méglichen Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK durch Osterreich
durch die Uberstellung. Dabei ist auf die "real risk" - Judikatur des EGMR abzustellen. Die Gefahrenprognose hat sich
auf die personliche Situation des Betroffenen zu beziehen. Dies wird durch die neue Beweisregel des Absatz 3, fur
Verfahren nach Paragraph 5, hervorgehoben, wobei der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Behoérde entweder
notorisch von solchen Umstanden - die nur nach einer entscheidenden Anderung zum jetzigen Zustand im jeweiligen
Staat vorliegen kénnen - weil3 oder diese vom Asylwerber glaubhaft gemacht werden mussen."

Im Erk. vom 23.1.2007,2006/01/0949 fuhrte der VwGH, auf welches dieser auch im Erk. vom 12.12.2007, ZI|
2006/19/1022 verweist, konkret aus:

"...Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit§ 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu schaffen, die es - im
Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung - grundsatzlich nicht
notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin- Verordnung zustandigen
Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsatze des Non-Refoulements durch diesen Staat)
von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung ist jedoch widerlegt, wenn
besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behérde
offenkundig sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in diesem Mitgliedstaat
sprechen."..Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 eine "Beweisregel"
zu schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung -
grundsatzlich nicht notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin-
Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsadtze des Non-
Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung
ist jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht
werden oder bei der Behdrde offenkundig sind, die fiir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in
diesem Mitgliedstaat sprechen.

Die Wendung "in der Person des Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach deng 4
Abs. 2 AsylG ("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstande ausnahmsweise fur eine
gegenteilige Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu
dieser letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03
u.a. (Punkt I11.1.6.1 der Entscheidungsgriinde), ausgefuhrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse
alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die
durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.Die Wendung "in der Person des
Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach dem Paragraph 4, Absatz 2, AsylG
("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstdnde ausnahmsweise fUr eine gegenteilige
Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu dieser
letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03 u.a.
(Punkt romisch drei.1.6.1 der Entscheidungsgriinde), ausgefihrt, die Regelung dirfe nicht eng ausgelegt werden und
erfasse alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche,
die durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.

Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon
aus, dass diese Auslegung auch fur & 5 Abs. 3 AsylG 2005 malgeblich ist.Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels
gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon aus, dass diese Auslegung auch fur Paragraph
5, Absatz 3, AsylG 2005 malf3geblich ist.

Was die Frage der "Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde (zum
Begriff der "Offenkundigkeit" vgl.§ 45 Abs. 1 AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert in
Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu§ 45 AVG) eine Mitwirkung des Asylwerbers zur
Widerlegung der in 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht erforderlich istWas die Frage der
"Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde (zum Begriff der
"Offenkundigkeit" vergleiche Paragraph 45, Absatz eins, AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert
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in Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu Paragraph 45, AVG) eine Mitwirkung des
Asylwerbers zur Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht

erforderlich ist.

Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der behauptete
Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte
"Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die haufig keine Mdglichkeit der
Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben (vgl. dazu auch Punkt I1l.2.4. der Entscheidungsgrinde im bereits
zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem
Sinne auch Fell/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere
Grinde, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen,
vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes
Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines
fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er
die Asylbehdérden davon Uberzeugt, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich
von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation
von Asylwerbern, die haufig keine Méglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben vergleiche dazu
auch Punkt rémisch drei.2.4. der Entscheidungsgriinde im bereits zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom
15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem Sinne auch FeRI/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).

Hat der Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griinde glaubhaft gemacht, ist die dem§ 5 Abs. 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzuftihren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshéfe des o&ffentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberihrt bleibt."Hat der
Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griinde glaubhaft gemacht, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3,
AsylG 2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzuftihren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshofe des o&ffentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph 18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005
unberuihrt bleibt."

Im konkreten Fall wurde nun ein entsprechend substantiiertes Vorbringen im Sinne des Erk. vom 23.1.2007,
2006/01/0949 in Bezug auf eine médgliche Verletzung der Art. 3 oder Art. 8 EMRK durch die Uberstellung in den
zustandigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen Verfahren (mit der Unterstitzungsmoglichkeit durch einen
Rechtsberater) noch in der Beschwerde bescheinigt.Im konkreten Fall wurde nun ein entsprechend substantiiertes
Vorbringen im Sinne des Erk. vom 23.1.2007, 2006/01/0949 in Bezug auf eine mdgliche Verletzung der Artikel 3, oder
Artikel 8, EMRK durch die Uberstellung in den zustindigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen Verfahren (mit der
Unterstlitzungsmoglichkeit durch einen Rechtsberater) noch in der Beschwerde bescheinigt.

Der BF hat zunachst vorgebracht, in der Slowakei keinen geeigneten Dolmetscher zur Seite gestellt bekommen zu
haben. Erst danach hat er zugegeben, dass ihm mittels Videokonferenz ein der tibetischen Sprache machtiger
Dolmetscher zur Seite gestellt wurde. Mittlerweile haben Videokonferenzen Eingang in den Alltag Eingang gefunden,
weshalb es nicht nachvollziehbar ist, dass der BF keine Moglichkeit hatte, seine Fluchtgriinde in entsprechender Form
vorzubringen. Nach Ansicht des AGH handelt es sich dabei um eine reine Schutzbehauptung.

Das Vorbringen des BF entspricht im Lichte des Ergebnisses der Beweiswirdigung jedenfalls nicht einem entsprechend
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substantiierten Vorbringen. Jedenfalls hat der Beschwerdefuhrer auch die Moglichkeit, etwaige konkret drohende oder
eingetretene Verletzungen in seinen Rechten, bei den zustandigen Behdrden in der Slowakei geltend zu machen.

Weder liegen schlief3lich dem erkennenden Gericht Hinweise auf eine allgemein menschenrechtswidrige Behandlung
von Asylwerbern im zustandigen Mitgliedstaat vor, noch Hinweise darauf, dass das Asylverfahren in der Slowakei mit
der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie der EU allgemein oder in der Rechtspraxis in
Widerspruch stinden. Es liegen auch keine Informationen Uber Erkenntnisse von Gerichten anderer Mitgliedstaaten
vor, wonach Uberstellungen in den zustindigen Mitgliedstaat der EMRK widersprachen. Im Lichte der oben
dargestellten rechtlichen Determinanten der Prifung im gegenstandlichen Zusammenhang ist daher von einem
entscheidungsreifen Sachverhalt auszugehen und war festzustellen, dass die Entscheidung des BAA zu Recht ergangen

ist.

Das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall konnte ebenfalls nicht festgestellt

werden.

Im gegenstandlichen Fall wird auch ausdricklich darauf hingewiesen, dass die Slowakei aufgrund der Dublin I
Verordnung zur Prufung des Antrages zustandig ist und dieser Zustandigkeit auch zu keinem Zeitpunkt widersprach
und somit europarechtlich zur Prifung des Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat die Slowakei die Statusrichtlinie,
die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen
entsprechendes Asylverfahren zu fuhren, beim Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewahren
und fur die Dauer des Verfahrens eine entsprechende Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber konnte nicht
konkret und substantiiert vorbringen, warum die Slowakei in seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter Einhaltung der
innerstaatlichen, volker- und europarechtlichen Bestimmungen prifen und eine entsprechende Entscheidung treffen
sollte, weshalb die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert werden konnte.Im
gegenstandlichen Fall wird auch ausdrucklich darauf hingewiesen, dass die Slowakei aufgrund der Dublin rémisch zwei
Verordnung zur Prufung des Antrages zustandig ist und dieser Zustandigkeit auch zu keinem Zeitpunkt widersprach
und somit europarechtlich zur Priufung des Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat die Slowakei die Statusrichtlinie,
die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen
entsprechendes Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewahren
und fur die Dauer des Verfahrens eine entsprechende Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber konnte nicht
konkret und substantiiert vorbringen, warum die Slowakei in seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter Einhaltung der
innerstaatlichen, vélker- und europarechtlichen Bestimmungen prifen und eine entsprechende Entscheidung treffen
sollte, weshalb die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert werden konnte.

Relevant waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprufung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustéandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europdischen Union nicht vorausgesetzt werden koénnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des & 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und Uberzeugen auch die
Ausfiihrungen in der Beschwerde nicht .grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrédge oder solcher bestimmter
Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Méangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der
erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und Uberzeugen auch die Ausfihrungen in der Beschwerde nicht .

Ein Vorbringen, das geeignet wdare, anzunehmen, dass die Slowakei in Hinblick auf Asylwerberlnnen mit der
Staatsangehorigkeit des BF unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht erstattet worden.
Hinweise auf konkrete individuelle Vulnerabilitdt im Verhaltnis der slowakischen Asylbehdrde zu gerade diesen
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Beschwerdefiihrern sind weder aus der Aktenlage ersichtlich noch wurde diese im Beschwerdeschriftsatz substantiiert
vorgebracht.

Zu den Behauptungen des Beschwerdefihrers, in der Slowakei kein ordnungsgemales Asylverfahren zu erhalten und
keine Versorgung zu bekommen, wird auf die im angefochtenen Bescheid zitierten aktuellen Landerberichte
verwiesen, die auch mit der Dokumentation des Asylgerichtshofes im Einklang stehen. Der Asylgerichtshof geht in
standiger Rechtsprechung davon aus, dass die allgemeine Lage fur in die Slowakei Gberstellte Asylwerber keineswegs
die reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen verstoenden Behandlung glaubhaft erscheinen
|dsst. Insbesondere sind die asylrechtliche Praxis, die Grund- und Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage in
der Slowakei unbedenklich. Die gegenteiligen Behauptungen des Beschwerdeflhrers blieben zum einen
unsubstantiiert und stehen auch den getroffenen Landerfeststellungen des erstinstanzlichen Bescheides entgegen.
Zumal im konkreten Fall sein Asylverfahren in zweiter Instanz offen ist, verbieten sich auch spekulative Erwagungen
Uber dessen Ausgang oder Uber die Erfolgsaussichten des Beschwerdefihrers.

Der Beschwerdefiihrer konnte keine besonderen Griinde, die fur eine reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK in
der Slowakei sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des § 5 Abs. 3 AsylG 2005, wonach ein
Asylwerber in einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.Der Beschwerdeflhrer konnte keine
besonderen Griinde, die fur eine reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK in der Slowakei sprechen, glaubhaft
machen, weshalb die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in einem
"Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.

Dass in der Slowakei schlieBlich eine Situation herrschen wirde, in der im Zuge von rechtlichen Sonderpositionen
Asylantrage zu Unrecht abgelehnt werden wirden oder dass es keine Instanzenzlge gabe, wurde nicht konkret
behauptet und ergibt sich aus den Feststellungen ebenso wenig. Es bestehen somit keine Hinweise, dass in einem Fall
wie dem vorliegenden eine Asylantragstellung nicht mdéglich ware und es ist aus der Berichtslage eindeutig zu
entnehmen, dass sowohl die Grundversorgung garantiert ist, als auch dass ein ordnungsgemaRes Verfahren zu

erwarten ist.

Zusammenfassend kommt der Asylgerichtshof also zum Schluss, dass sich aus der durch das Bundesasylamt
beigeschafften Berichtslage, mit im gegenstandlichen Zusammenhang hinreichender Wahrscheinlichkeit ergibt, dass in
einem Fall wie dem vorliegenden, nach einer "Dublin-Uberstellung" ein grundsatzlich ordnungsgeméRes Asylverfahren
durchgefiihrt wird und dass auch keine Gefahr einer existenziellen Bedrohung besteht - dies umso mehr als beim
Beschwerdefiihrer  keinerlei individuelle Vulnerabilitatsaspekte (z.B. schwere Krankheit oder sonstige
Beeintrachtigungen) hinzutreten.

Im gegenstandlichen Fall kamen auch keine Hinweise hervor, dass der Gesundheitszustand des BF einer Uberstellung
entgegenstiinde. Es kamen keine Hinweise auf die Existenz einer lebensbedrohlichen Erkrankung hervor, welche in der
Slowakei nicht behandelbar ware (vgl. Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands,
10.11.2005, Ovidienko v. Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005).Im gegenstandlichen Fall kamen auch keine
Hinweise hervor, dass der Gesundheitszustand des BF einer Uberstellung entgegenstiinde. Es kamen keine Hinweise
auf die Existenz einer lebensbedrohlichen Erkrankung hervor, welche in der Slowakei nicht behandelbar ware
vergleiche Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko v.
Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005).

Letztlich ist anzuflhren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbeziglichen Sichtweise des Bundesasylamtes
keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art 3 Abs 2 VO 343/2003 infolge drohender Verletzung
von Art 3 oder Art 8 EMRK zu verpflichten.Letztlich ist anzufihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der
diesbeziiglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel
3, Absatz 2, VO 343 aus 2003, infolge drohender Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.

Es ergaben sich zusammengefasst keine von Amtswegen aufzugreifende Umstande, die es zwingend erforderlich
machten, dass neben dem materiellen Asylverfahren in der Slowakei ein weiteres materielles Asylverfahren in einem
anderen Mitgliedstaat der Européischen Union, ndmlich in Osterreich, durchgefiihrt werden muss.

I.2.4.5. Spruchpunkt I. der angefochtenen Entscheidung war sohin (in Bestatigung der Beweisergebnisse und
rechtlichen Wuirdigung des Bundesasylamtes) mit obiger naherer Begrindung zu bestdtigen.rémisch zwei.2.4.5.
Spruchpunkt rémisch eins. der angefochtenen Entscheidung war sohin (in Bestatigung der Beweisergebnisse und
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rechtlichen Wirdigung des Bundesasylamtes) mit obiger naherer Begrindung zu bestatigen.

11.2.4.6. Zu Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheidesromisch zwei.2.4.6. Zu Spruchpunkt romisch zwei. des
angefochtenen Bescheides:

Die Erwdgungen des Bundesasylamtes zu Spruchpunkt Il. waren im Ergebnis zu Ubernehmen. Wie oben zu
Spruchpunkt I. bereits ausgefiihrt wurde, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung in die Slowakei zu
keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens des Beschwerdefiihrers iSd Art 8 EMRK.Die Erwagungen des
Bundesasylamtes zu Spruchpunkt rémisch zwei. waren im Ergebnis zu Ubernehmen. Wie oben zu Spruchpunkt
rémisch eins. bereits ausgefiihrt wurde, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung in die Slowakei zu keiner
Verletzung des Privat- und Familienlebens des Beschwerdefuhrers iSd Artikel 8, EMRK.

Auch im Beschwerdeverfahren sind keine Hinweise hervorgekommen, die eine Aussetzung der Uberstellung des

Beschwerdeflihrers erforderlich erscheinen lieRe.

Da der Beschwerdefuhrer bereits in die Slowakei Uberstellt wurde, ist im gegenstandlichen Fall gemaRs 41 Abs 6 AsylG
2005 festzustellen, dass die vom Bundesasylamt verflgte Ausweisung gemaR8 10 Abs 1 Z 1 AsylG zum Zeitpunkt der
Erlassung rechtmalig war, weshalb spruchgemal zu entscheiden war.Da der Beschwerdefiihrer bereits in die Slowakei
Uberstellt wurde, ist im gegenstandlichen Fall gemal3 Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005 festzustellen, dass die vom
Bundesasylamt verfligte Ausweisung gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung

rechtmalig war, weshalb spruchgemal zu entscheiden war.

11.2.4.7. GemalRR § 41 Abs. 4 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mandlichen Verhandlung abgesehen werden.
Eine gesonderte Erwagung bezuglich einer allfalligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.rémisch zwei.2.4.7. Gemal Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwagung bezuglich einer allfélligen Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.
Es war somit spruchgemal zu entscheiden
Schlagworte

Ausweisung rechtmaRig, real risk

Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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